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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Christine Kamm, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Misshandlung von Kindern in der Sekte „Zwölf 
Stämme“ 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag 
über den Stand der Erkenntnisse zu den Hintergrün-
den der Kindesmisshandlungen in den Niederlassun-
gen der Sekte „Zwölf Stämme“ in Bayern mündlich 
und schriftlich zu berichten.  

Dabei sind insbesondere folgende Fragen zu beant-
worten: 

─ Wurde die staatliche Fürsorgepflicht gegenüber 
den Kindern der Sekte „Zwölf Stämme“ von den 
zuständigen Aufsichtsbehörden verantwortungs-
voll wahrgenommen? 

─ Seit wann lagen den zuständigen Aufsichtsbehör-
den Hinweise auf die Misshandlung von Kindern 
in den bayerischen Niederlassungen der Sekte 
vor? 

─ Was haben die zuständigen Jugendämter nach 
den ernstzunehmenden Hinweisen von Sekten-
aussteigern auf die systematische Misshandlung 
von Kindern unternommen, um die Situation auf-
zuklären und die betroffenen Kinder zu schützen? 

─ Warum wurden nach den ersten vorliegenden Be-
richten von Sektenaussteigern keine staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen gegen die Sekte einge-
leitet?  

─ Warum wurde den Eltern erst nach der Dokumen-
tation der Missstände durch den RTL-Journalisten 
Wolfram Kuhnigk das Sorgerecht entzogen? 

─ Warum wurde das Verschwinden von zwei Mäd-
chen, die sich in der Obhut von Pflegeeltern be-
fanden, am 16. September 2013 erst jetzt öffent-
lich gemacht? 

─ Was unternehmen die zuständigen Behörden zum 
Schutz der Sektenkinder, die weiterhin in Pflege-
familien oder Kinderheimen untergebracht sind? 

─ Was ist über den jetzigen Aufenthalt der entführ-
ten Kinder in der Schweiz bekannt? 

─ Wie bewertet die Staatsregierung die Chancen, 
die Kinder wieder zurück nach Bayern zu holen? 

─ Gegen wen richten sich die Ermittlungen wegen 
der Entziehung Minderjähriger? 

─ Warum wurde trotz der bereits 2006 vorliegenden 
Hinweise auf körperliche Züchtigungen von Kin-
dern, der Sekte die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Schule erteilt? 

─ Wurden die Buß- und Zwangsgelder, die wegen 
Verstößen gegen die Schulpflicht im Zeitraum von 
2003 bis 2006 gegen die Sekte verhängt wurden, 
auch tatsächlich eingetrieben? 

─ Gibt es in Bayern weitere Fälle, in denen Sekten 
oder fundamentalistische Glaubensgemeinschaf-
ten die Erlaubnis zum Betrieb von Privatschulen 
erhalten haben? 

─ Gibt es Hinweise darauf, dass auch Anhänger an-
derer Glaubensgemeinschaften oder Sekten ihre 
Kinder aus religiösen Gründen nicht in eine öffent-
liche Schule gegeben haben? Falls ja, um welche 
Fälle handelt es sich? 

 

 

Begründung: 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Ereignisse mit der 
mutmaßlichen Entführung von zwei Mädchen, die sich 
in der Obhut einer Pflegefamilie im Kreis Ansbach be-
fanden, stellen sich viele Fragen in Bezug auf die 
Sekte der „Zwölf Stämme“ mit neuer Dringlichkeit. 
Hinweise von Sektenaussteigern auf die Misshand-
lung von Kindern durch Sektenmitglieder liegen be-
reits seit längerer Zeit vor. Bereits im Mai 2011 und im 
Juni 2013 berichteten die Süddeutsche Zeitung und 
die Augsburger Allgemeine von systematischen Prü-
gelstrafen und der Beschneidung Neugeborener 
durch Laien in den Niederlassungen der Sekte. Die 
Berichte basierten jeweils auf glaubwürdigen Aussa-
gen von Sektenaussteigern. Trotzdem sahen die zu-
ständigen Träger der Jugendhilfe sowie die Staatsan-
waltschaften und Familiengerichte damals anschei-
nend keinen Handlungsbedarf. Schon bei der Land-
tagsdebatte anlässlich der Erlaubnis zum Betrieb ei-
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ner Schule im Jahr 2006, wurde darauf hingewiesen, 
dass die Sekte körperliche Züchtigungen für ein ge-
eignetes pädagogisches Mittel hält. Obwohl in den 
Jahren 2003 bis 2006 erhebliche Bußgelder wegen 
Verstößen gegen die Schulpflicht gegen die Zwölf 
Stämme verhängt wurden, erhielt die Sekte damals 
die Erlaubnis zum Betrieb einer Privatschule. 

Es stellt sich also die Frage, ob die zuständigen Be-
hörden die staatliche Fürsorgepflicht gegenüber den 
Kindern der Sekte in ausreichendem Maße wahrge-
nommen haben und ob sie in Zukunft einen ausrei-
chenden Schutz der Kinder gewährleisten können?  

 


